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Beilagen 




Vergabeverfahren: Rahmenvertrag 
Technischer Dienstleister Dolmetscher-Technik bei Veranstaltungen der DIHK
Vergabenummer: 2026-08-11344


	
	
[bookmark: _Toc231097901]








Hinweis: Die nachfolgenden Unterlagen gelten mit Einreichung vom Bieter / der Bietergemeinschaft als von ihm / ihr anerkannt und unterzeichnet. 






Bietererklärung

1. Angaben zum Bieter 

[bookmark: Text6]Firma und Rechtsform:		     

[bookmark: Text7]Anschrift:			     			

[bookmark: _Hlk208320028][bookmark: Text8]Ansprechpartner:		     		
[bookmark: Text9]Telefonnummer:			     			
[bookmark: Text10]E-Mail:				     

Die Angebotslegung erfolgt im Rahmen einer Bietergemeinschaft			          ☐  Ja            ☐  Nein
Bei der Auftragsausführung werden Nachunternehmer eingesetzt 		          ☐ Ja             ☐  Nein
Hinweis: Bei „Ja“ bitte die jeweils zugehörigen Formulare ausfüllen und beifügen.


Ich/Wir erfülle(n) die Voraussetzungen als Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen gemäß der Definition in der Empfehlung 2003/361/EC der Kommission (nicht mehr als 249 Beschäftigte sowie ein Jahresumsatz von höchstens 50 Millionen Euro oder eine Bilanzsumme von maximal 43 Millionen Euro) - bitte ankreuzen:

   Ja: ☐		Nein: ☐


2. Angaben und Erklärungen zum Angebot 

Ich/ Wir bieten die Ausführung der beschriebenen Leistung zu den von mir/uns, im Preisblatt der Auftraggeberin angegebenen Preisen an. An das Angebot bin/sind ich/wir bis zum Ablauf der Bindefrist gebunden.

☐	Ich/ Wir bin/sind in einer Präqualifizierungsdatenbank unter folgender Nummer eingetragen: 
	
Datenbank:      	Präqualifizierungsnr.:      

☐	Ich/ Wir bin/sind nicht präqualifiziert und werden geforderte Eignungsnachweise nach gesonderter 
	Aufforderung in Form von Einzelnachweisen erbringen.
	
Ich/Wir erkenne(n)an, dass meinem/unserem Angebot insbesondere folgende Auskünfte/Bestimmungen zugrunde liegen: insbesondere etwaige Fragenbeantwortungen, die vorliegenden Vergabeunterlagen samt Beilagen, beigefügten Unterlagen und die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B).

[bookmark: _Ref52683648]Der/Die Bieter erklärt/erklären, die Erbringung der insbesondere in der Leistungsbeschreibung angeführten Leistungen unter Berücksichtigung der gesamten Vergabeunterlagen anzubieten. Der/Die Bieter erklärt/
erklären ausdrücklich, dem Angebot keine Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder anderslautende abweichende Bedingungen als die in den Vergabeunterlagen benannten zugrunde zu legen.


Schutzrechtshinweis nach § 38 Abs. 11 UVgO

☐	Mir/Uns ist/sind keine den Gegenstand des Angebotes berührende gewerblichen Schutzrechte bekannt.
☐	Für den Gegenstand des Angebotes bestehen gewerbliche Schutzrechte bzw. sind beantragt.
☐	Ich/Wir erwäge/n aus meinem Angebot für die Anmeldung eines gewerblichen Schutzrechtes zu verwerten.

Der/Die Bieter erklärt/erklären, dass dem Angebot keine gesetzlich unzulässigen Abreden mit anderen Unternehmen zu Grunde liegen. Dem/Den Bieter/n ist bekannt, dass bei Vorliegen von unzulässigen Abreden die Auftraggeberin den Rücktritt vom Vertrag erklären kann und der/die Bieter für den Schaden aufzukommen hat/haben, welcher aus der Verletzung dieser Erklärung entsteht.

Der/Die Bieter erklärt/erklären, dass er/sie die festgelegten Eignungskriterien erfüllt/erfüllen und er/sie die unter Nachweise aufgelisteten Kriterien bei Aufforderung unverzüglich einreichen kann/können. Die Abgabe unzutreffender Erklärungen zur Eignung kann zu einem Ausschluss von der Öffentlichen Auftragsvergabe von bis zu drei Jahren führen.

Der/Die Bieter verpflichtet/n sich, die mit den vorliegenden Unterlagen erlangten Informationen sowie Informationen über seine/ihr Angebot vertraulich zu behandeln und nicht an Dritte weiterzugeben.

Die Vergabeunterlagen sind urheberrechtlich geschützt. Die Weitergabe der Vergabeunterlagen im Original oder als Kopie ist nicht zulässig.





Erklärung zur Eignung

[bookmark: _Hlk208407319]☐  Die nachfolgende Erklärung gebe ich verbindlich ab:

	Firma und Rechtsform:
     
	Name erklärende Person: 
     


(bei Bietergemeinschaften von jedem Mitglied der Bietergemeinschaft auszufüllen)

1. [bookmark: _Hlk127867314]Mir/Uns ist bekannt, dass ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren gemäß § 31 Absatz 1 UVgO i.V.m. § 123 Absatz 1 GWB ausgeschlossen werden muss, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten eine Geldbuße rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:

1. § 129 des Strafgesetzbuches (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuches (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b des Strafgesetzbuches (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),
1. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,
1. § 261 des Strafgesetzbuches (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),
1. § 263 des Strafgesetzbuches (Betrug), soweit sich die Straftat gegen öffentliche Haushalte richtet,
1. § 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in deren Auftrag verwaltet werden,
1. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr),
§§ 299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen)
1. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern),
1. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuches (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete),
1. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder
1. den §§ 232, 233a Absatz 1 bis 5, den 232b bis 233a des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).

Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße stehen in diesem Sinne eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich. Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn sie für dieses Unternehmen bei der Führung der Geschäfte als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.

2. Mir/Uns ist bekannt, dass ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren gemäß § 31 Absatz 1 UVgO i.V.m. § 123 Absatz 4 GWB ausgeschlossen werden muss, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder die Verletzung der aufgeführten Verpflichtungen auf sonstige Weise durch den Auftraggeber nachgewiesen wird.
3. Mir/Uns ist bekannt, dass ein Unternehmen von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren gemäß § 31 Absatz 1 UVgO i.V.m. § 124 Absatz 1 GWB ausgeschlossen werden kann, wenn:

1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,
1. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,
1. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 GWB ist entsprechend anzuwenden,
1. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,
1. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,
1. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,
1. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat, soweit die mangelhafte Vertragserfüllung zu einer vorzeitigen Beendigung des Vertrags, zu Schadenersatz oder einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,
1. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder
1. das Unternehmen versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.

4. Mir/Uns ist bekannt, dass Bewerber gemäß § 21 AEntG von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines Verstoßes nach § 23 AEntG mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung besteht.
5. Mir/Uns ist bekannt, dass Bewerber gemäß § 98c AufenthG von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag ausgeschlossen werden können, wenn diese oder dessen nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigter nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB) mit einer Geldbuße von wenigstens Zweitausendfünfhundert Euro rechtskräftig belegt worden ist oder nach den §§ 10, 10a oder 11 des SchwarzArbG zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen rechtskräftig verurteilt worden ist.
6. Mir/Uns ist bekannt, dass Bewerber gemäß § 19 MiLoG von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines Verstoßes nach § 21 MiLoG mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind.
7. Mir/Uns ist bekannt, dass Bewerber gemäß § 21 SchwarzArbG von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag bis zu einer Dauer von drei Jahren ausgeschlossen werden sollen, die oder deren nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigte nach § 8 Absatz  1 Nummer  2, §§ 10 bis 11 SchwarzArbG, § 404 Absatz 1 oder 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB), §§ 15, 15a, 16 Absatz 1 Nummer 1, 1c, 1d, 1f oder 2 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) oder § 266a Absatz 1 bis 4 des Strafgesetzbuches (StGB) zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen verurteilt oder mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden ist. Das Gleiche gilt auch schon vor Durchführung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung besteht.
8. Mir/Uns ist bekannt, dass Unternehmen von der Teilnahme an einem Verfahren über die Vergabe eines Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrags bis zur nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Absatz 1 Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) mit einer Geldbuße nach Maßgabe von § 22 Absatz 2 LkSG belegt worden sind.
9. Ich/Wir erkläre(n) hiermit, 
· dass keine Strafen oder Geldbußen für die vorgenannten Tatbestände oder nach vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gegen mein/unser Unternehmen oder eine Person verhängt worden sind, deren Verhalten meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist,
· dass keine zuvor genannten Gründe vorliegen, die einen Ausschluss meines/unseres Unternehmens von der Teilnahme am Vergabeverfahren rechtfertigen könnten.
10. Mir/Uns ist bekannt, dass die Nichtvorlage oder die Unrichtigkeit vorstehender Erklärungen zu meinem/unserem Ausschluss von diesem und künftigen Vergabeverfahren sowie zur Kündigung eines etwaig erteilten Auftrags führen kann.
11. Ich bin mir/Wir sind uns bewusst, dass der Auftraggeber verlangen kann, dass mein/unser Unternehmen die vorstehenden Erklärungen von Unterauftragnehmern einzufordern hat und diese Erklärungen vor Zustimmung des Auftraggebers vorzulegen sind.
12. Ich/Wir erfülle(n) die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ausführung der angebotenen Leistungen, insbesondere die die Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung betreffen.
13. Ich erkläre/Wir erklären, dass mir/uns nicht bekannt ist, dass im Wettbewerbsregister eine Eintragung vorliegt, die das Unternehmen bzw. die verantwortlich handelnde(n) Person(en) betrifft/betreffen. Sollte mein/unser Angebot in die engere Wahl für den Zuschlag kommen, werde(n) ich/wir die erforderlichen Angaben zur Abfrage des Wettbewerbsregisters nach Aufforderung der Vergabestelle mitteilen.
14. Für die gesamte Laufzeit des Vertrages erklären wir / ich zusätzlich, dass jegliche Veränderung zu den 
oben aufgeführten Tatbeständen der Auftraggeberin unverzüglich mitgeteilt wird. Sollten die Änderungen der Auftraggeberin nicht unverzüglich mittgeteilt werden, ist mir / uns bekannt, dass dies zu einer fristlosen Kündigung des Vertrages durch die Auftraggeberin führen kann.
15. Mir/Uns ist bewusst, dass eine wissentlich falsche Erklärung meinen/unseren Ausschluss vom Vergabeverfahren und von weiteren Auftragserteilungen zu Folge hat und mein/unser Unternehmen 
bis zur Dauer von drei Jahren von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen werden kann.

Hinweis:
Sofern Sie sich in einer der vorgenannten Situationen befinden, können Sie auch Nachweise dafür erbringen, dass Sie ausreichende Maßnahmen getroffen haben, damit trotz des Vorliegens eines einschlägigen Ausschlussgrundes dieser nicht zur Anwendung kommt. Zu diesem Zweck weisen Sie nach, dass Sie einen Ausgleich für jeglichen durch eine Straftat oder Fehlverhalten verursachten Schaden gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet haben, die Tatsachen und Umstände umfassend durch eine aktive Zusammenarbeit mit dem Ermittlungsbehörden geklärt und konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen haben, die geeignet sind, weitere Straftaten oder Verfehlungen zu vermeiden oder Sie die Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet haben. Dieser Nachweis ist zusammen mit der Eigenerklärung der Bewerbung bzw. dem Angebot beizufügen.


Unternehmensreferenzen

Der Bieter/die Bietergemeinschaft hat nachstehend für die Eignungsprüfung gemäß den gesetzten Bedingungen nachzuweisen, dass er/sie zumindest über drei Referenzprojekte (gemäß Aufforderungsschreiben), die mit dem gegenständlichen Auftrag vergleichbar sind, verfügt.
[bookmark: _Hlk208320512]
	[bookmark: _Hlk127697211]Referenz-Nr.: 
	☐ 1         ☐ 2         ☐ 3        

	Auftraggeber des Projektes (Name/Sitz):      


	[bookmark: Text14]Projekt-Titel:      


	[bookmark: Text15]Projekt-Kurzbeschreibung:      


	Wirtschaftlich-politisches Umfeld: ☐ ja         ☐ nein     
Erläuterung:      


	Anzahl der eingesetzten Dolmetscherkabinen:      


	Ausstattung erfolgt mit Infrarottechnik: ☐ ja         ☐ nein     

	Personelle Betreuung und Einweisung der Übersetzer vor Ort fand statt: ☐ ja         ☐ nein     


	[bookmark: Text16]Leistungszeitraum:      


	[bookmark: Text17]Auftragnehmer (Firma/ARGE bei Eignungsleihe/Nachunternehmereinsatz/Bietergemeinschaft):      


	[bookmark: Text19]Kontaktdaten der Auskunftsperson beim Referenzauftraggeber 
(Telefonnummer und E-Mail-Adresse):      

	Erklärung des Bieters 
Ich bestätige als Bieter/als bevollmächtigter Vertreter der Bietergemeinschaft, dass der oben angeführte Referenzauftrag nach meinem Wissensstand die angegebenen Kennzahlen erfüllt und darüber hinaus die Leistungen fachgerecht und ordnungsgemäß erbracht wurden.



Sonstige vom Bieter vorzulegende Erklärungen und Unterlagen 

Zusätzlich zu den von der Auftraggeberin gestellten und auszufüllenden Beilagen, sind wie in der Aufforderung genannt folgende Angebotsbestandteile gesondert vom Bieter einzureichen:


· Preisblatt
· Betriebshaftpflichtversicherung 
· Angebotskonzept
· Unternehmensprofil



Bietergemeinschaftserklärung

(Nur für den Fall der Bildung einer Bietergemeinschaft auszufüllen.)

Wir/Ich erkläre/n als Mitglied/er der Bietergemeinschaft:

· dass die Bietergemeinschaft aus den unten aufgeführten Mitgliedern besteht:

· dass wir im Falle der Auftragserteilung eine Arbeitsgemeinschaft bilden.

· dass die bezeichneten Mitglieder der Bietergemeinschaft für die Vertragserfüllung 
als Gesamtschuldner haften.

Folgendes geschäftsführendes Unternehmen die Bietergemeinschaft gegenüber der 
Auftraggeberin rechtsverbindlich vertritt, dies schließt Erklärungen im Vergabeverfahren mit ein:

	

[bookmark: Text87]     
Name des Geschäftsführenden Unternehmens, Anschrift



Wir/Ich erkläre/n, dass das geschäftsführende Unternehmen berechtigt ist, mit uneingeschränkter Wirkung, Zahlungen anzunehmen. Sämtliche Zahlungen der Auftraggeberin können mit befreiender Wirkung ggü. anderen Mitgliedern auf folgendes Konto geleistet werden:

	[bookmark: Text88]IBAN:       
	[bookmark: Text89]BIC:       




	Mitglied 1
	[bookmark: Text90]     
Name, Anschrift, Ansprechpartner

	Mitglied 2
	
[bookmark: Text91]     
Name, Anschrift, Ansprechpartner

	Mitglied 3
	


[bookmark: Text92]     
Name, Anschrift, Ansprechpartner


- Ggf. Fortführung auf weiteren Blatt -
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Seite 2 von 10	
Liste etwaiger Nachunternehmer

Nur für den Fall einer Heranziehung von Nachunternehmern auszufüllen.

	Nr.
	Unternehmen, Geschäftsanschrift, 
PQ VOL-Zertifikatsnummer (wenn vorhanden)
	
Leistungsteil

	
1

	

[bookmark: Text94]     



	

[bookmark: Text95]     

	
2

	

[bookmark: Text96]     



	

[bookmark: Text97]     

	
3

	

[bookmark: Text98]     



	

[bookmark: Text99]     

	
4

	

[bookmark: Text100]     



	

[bookmark: Text101]     

	
5

	

[bookmark: Text102]     



	

[bookmark: Text103]     

	
6

	

[bookmark: Text104]     



	

[bookmark: Text105]     

	
7

	

[bookmark: Text106]     




	

[bookmark: Text107]     




Nachunternehmererklärung

Nur für den Fall einer Heranziehung von Nachunternehmern auszufüllen.

	Nummer gemäß
Nachunternehmerliste:
	☐ 1     ☐ 2     ☐ 3     ☐ 4     ☐ 5     ☐ 6     ☐ 7    

	[bookmark: Text108]     
Firma und Geschäftsanschrift des Nachunternehmers



☐ Die nachfolgende Erklärung gebe ich verbindlich ab:

	Firma und Rechtsform:
     
	Name erklärende Person: 
     




Ich/Wir erkläre/n hiermit der Auftraggeberin für das gegenständliche Vergabeverfahren verbindlich, dass das oben genannte Unternehmen im Falle der Zuschlagserteilung als Nachunternehmer für den/die Tätigkeitsbereich/e:

	[bookmark: Text109]     



zur Verfügung steht.

Ich/Wir erkläre/n mit dieser Nachunternehmererklärung verbindlich, dass die Ausschlussgründe gemäß § 31 UVgO nicht vorliegen. Darüber hinaus erkläre/n ich/wir, dass das oben genannte Unternehmen für die Ausführung der oben aufgeführten Tätigkeitsbereiche über die erforderliche Eignung verfügt.


Erklärung zur Eignungsleihe

Nur für den Fall einer Bezugnahme auf ein verbundenes Unternehmen bzw. einen Dritten bei der Leistungsfähigkeit auszufüllen.

	[bookmark: Text111]     
Firma und Geschäftsanschrift des verbundenen Unternehmens/Dritten



☐ Die nachfolgende Erklärung gebe ich verbindlich ab:

	Firma und Rechtsform:
     
	Name erklärende Person: 
     



Als Bieter/Mitglied der Bietergemeinschaft im Rahmen des gegenständlichen Vergabeverfahrens erklären wir/ich, dass wir/ich zum Nachweis unserer/meiner fachlichen und technischen bzw. finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit bzw. Fachkunde gemäß den Bestimmungen der Bewerbungs-bedingungen auf die fachliche und technische bzw. die finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bzw. Fachkunde unseres/meines verbundenen Unternehmens verweise/n. Wir/Ich bestätige/n, dass diese Erklärung zur Eignung als Voraussetzung für eine wirksame Beteiligung am gegenständlichen Vergabeverfahren gilt.


Wir/Ich erkläre/n hiermit gegenüber der Auftraggeberin unwiderruflich und uneingeschränkt dafür Sorge zu tragen, dass uns/mir für den Fall der Zuschlagserteilung, die für die Erbringung des im gegenständlichen Vergabeverfahrens ausgeschriebenen Leistung erforderlichen Mittel bei der Erfüllung des Auftrags zur Verfügung stehen, sodass wir/ich jederzeit in der Lage sind/bin, alle uns/mir aus dem Vorhaben erwachsenden Verpflichtungen vollständig und pünktlich zu erfüllen.
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